
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m., § 10 BauNVO )

Innerhalb des Geltungsbereichs wird ein Sondergebiet Camping (SOC) festgesetzt. Das Sondergebiet
Camping (SOC) dient zu Zwecken der Erholung. In dem Sondergebiet Camping (SOC) sind nur folgende
Nutzungen und Gebäude zulässig:

1.1 Wochenendplätze
Wochenendplätze sind Plätze zum Aufstellen von Campinghäusern gemäß § 1 Abs. 6 und 7 sowie §
2 der Zelt- und Campingplatzverordnung Schleswig-Holstein 2010 (ZeltuCPVO – SH 2010).

1.2 Standplätze für Zelte:
Standplätze für Zelte sind die Flächen zum Aufstellen von Zelten gemäß § 1 Abs. 1 der Zelt- und
Campingplatzverordnung Schleswig-Holstein 2010 (ZeltuCPVO – SH 2010).

Ausnahmsweise zulässig sind Standplätze für Wohnwagen gemäß § 1 Abs. 1 der Zelt- und
Campingplatzverordnung Schleswig-Holstein 2010 (ZeltuCPVO – SH 2010).

Ausgeschlossen sind ortsfest (nicht jederzeit ortsveränderlich) aufgestellte Wohnmobile und Mobilheime.

2. Höhe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 18 Abs. 1 BauNVO)

2.1 Gebäudehöhe (GH):
Die festgesetzte maximale Gebäudehöhe (GH) gemäß § 1 der Zelt- und Campingplatzverordnung
Schleswig-Holstein 2010 (ZeltuCPVO – SH 2010) wird gemessen von der Oberkante Fertigfußboden
des Erdgeschosses (OKFF EG) bis zum höchsten Punkt des Daches einschließlich der Gauben und
Dachaufbauten. Sie darf ausnahmsweise durch untergeordnete Bauteile oder technische Anlagen
(Schornsteine, Antennenanlagen) bis max.0,50 m überschritten werden.

2.2 Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoss (OKFF EG):
Der Höhenbezugspunkt für die Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoss (OKFF EG) ist entsprechend
der Topographie für jedes Baufenster mittig festgesetzt. Eine Unter- bzw. Überschreitung des
festgesetzten Höhenbezugspunktes durch die Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses ist
um maximal 0,5m unter oder über dem innerhalb des jeweiligen Baufensters festgesetzten
Höhenbezugspunkt zulässig.

3. Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 LBO)

4.1 Fassaden
Als Fassadenmaterial sind Holz oder Fassadenelemente aus Faserzementplatten in einheitlichem
Farbton zulässig. Bei Holzfassaden ist außerdem die naturbelassene Farbe zulässig.

4.2 Dacheindeckungen
Als Dacheindeckungen sind nur nicht hochglänzende Dacheindeckungsmaterialien in den Farben Rot
oder Rotbraun und begrünte Dächer zulässig. Photovoltaikanlagen und thermische Solaranlagen sind
zulässig.

4. Garagen, Stellplätze (§ 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO)

Die gemäß § 6 Campingplatzverordnung Schleswig-Holstein 2010 (ZeltuCPVO – SH 2010) erforderlichen
Stellplätze dürfen nur auf den dafür ausgewiesenen Flächen für Gemeinschaftsstellplätze errichtet werden.
Garagen sind unzulässig. Die ausreichende Anzahl der Stellplätze ist sicherzustellen.
Die Stellplätze sind mit einem wasser- und luftdurchlässigen Belag wie z. B. Schotterrasen oder ähnlichen
Sandbelägen zu befestigen (siehe auch Teil B -Text- Ziffer 6.1.2).

5. Mit Rechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

5.1 Die als Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (GFL) festgesetzten Flächen sind mit einem Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht zugunsten der Gemeinde Schwedeneck, der Anbieter von Telekommunikations-
Dienstleistungen, der zuständigen Ver- und Entsorgungsträger, der Rettungsfahrzeuge sowie der
Nutzer im Bereich des Bebauungsplans Nr. 25 belastet.

5.2 Alle als Geh- und Leitungsrechten (GL) festgesetzten Flächen sind mit einem Geh- und Leitungsrecht
zugunsten der Gemeinde Schwedeneck, der zuständigen Ver- und Entsorgungsträger, der
Rettungsfahrzeuge sowie der Nutzer im Bereich des Bebauungsplans Nr. 25.

5.3 Die als Leitungsrechten (L) festgesetzten Flächen sind mit einem Leitungsrecht zugunsten der
Gemeinde Schwedeneck, des Grundstückseigentümers sowie der Ver- und Entsorgungsträger
belastet. Zudem sind sie, mit Ausnahme der durch die vorhandenen Knicks bestandenen Bereiche,
von Bepflanzungen frei zu halten.

6. Von Bebauung frei zu haltende Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Knickschutzstreifen (siehe auch Teil B -Text- Ziffer 7.3):
Die mindestens 3 m breiten Knickschutzstreifen sind von jeglicher baulicher Nutzung, auch solchen die nach
der LBO genehmigungsfrei sind, Versiegelung und Ablagerungen sowie intensiver gärtnerischer Nutzung
freizuhalten, ausgenommen davon sind die beiden Abschnitte, in denen das vorhandene Leitungsrecht [L]
festgesetzt ist (siehe Punkt 5.3).

7. Grünordnung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V. § 18 BNatSchG und § 1 BauGB)

7.1 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB):
Die in der Planzeichnung festgesetzte Grünfläche ist naturnah anzulegen und zu pflegen.

7.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 u. Nr. 20 BauGB):

Die als Flächen zum Anpflanzen und zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen gekennzeichneten Bereiche sind von jeglichen baulichen Anlagen und Nutzungen,
auch von solchen, die nach LBO genehmigungsfrei sind sowie Versiegelungen freizuhalten.

7.2.1 Extensive Grünfläche in der talartigen Senke
Das am tiefsten gelegene talartige Gelände soll von einer intensivern Nutzung (z.B. als
Spielplatz oder Zeltwiese) freigehalten werden und sich zu einer extensiv gepflegten
Grünfläche entwickeln.

7.2.2 Fläche für das Anpflanzen und den Erhalt von Bäumen, Sträuchern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a u. b BauGB):

Anpflanzung von Bäumen:
Die in der Planzeichnung festgesetzten insgesamt mind. 28 neuen Einzelbäume sind an
den in der Planzeichnung ausgewiesenen Stellen in der Qualität 3 x v. Hochstamm mit
einem Stamm-Umfang von 14 - 16 cm zu pflanzen.

Anpflanzung von Sträuchern:
Die in der Planzeichnung ausgewiesenen Gehölzflächen werden mit heimischen
standortgerechten Straucharten bepflanzt. Die Art und Qualität der dauerhaft zu erhaltenden
Begrünungen ergeben sich aus dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag.

Anpflanzung von Hecken / Stellplatzeinfriedungen:
Die Stellplatzanlagen sind mit Laubgehölzhecken einzugrünen.

7.3 Knickerhaltung und Knickschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB):
Die als zu erhalten gekennzeichneten Knicks im Plangeltungsbereich sind dauerhaft zu sichern.
Fortbestandgefährdende Maßnahmen wie Verdichtung des Bodens, Eingriffe in den Wurzelraum und
Grundwasserabsenkung sind zu unterlassen. Ein mindestens 3 m breiter Knickschutzstreifen (vom
Knickfuß aus gemessen) ist einzurichten und als Wiese zu unterhalten. Das Abstellen von Pkw und
anderen Fahrzeugen, Abgrabungen, Aufschüttungen, Bodenversiegelungen, bauliche Anlagen
jeglicher Art, auch solchen die nach der LBO genehmigungsfrei sind, sowie Lagerplätze sind im
Knickschutzstreifen nicht zulässig (siehe auch Teil B -Text- Ziffer 6).

7.4 Fahr- und Fußwege sowie Stellplätze
Der gemäß der Camping- und Wochenendplatzverordnung in einer Breite von 5,50 m anzulegende
Fahrweg und die teilweise auch für Rettungsfahrzeuge zugelassenen Fußwege sowie die Stellplätze
werden mit einem wasser- und luftdurchlässigen Belag wie z. B. Schotterrasen oder ähnlichen
Sandbelägen befestigt (siehe auch Teil B -Text- Ziffer 6.4.2).

7.5 Maßnahmen zum Schutz des Bodens vor schädlichen Veränderungen (§ 9(1) Nr.
20 BauGB):
7.5.1 Abgrabungen und Aufschüttungen

Das ausgesprochen bewegte Geländerelief ist in der vorhandenen Ausprägung zu erhalten.
Abgrabungen und Aufschüttungen sind nur im Bereich der überbaubaren Gründstücksfläche
(innerhalb der Baugrenzen) und im Bereich der Gemeinschaftsstellplätze sowie dessen
Zufahrten nur bis zu 1,00m zulässig. Der § 63 Abs. 8 LBO-SH und der § 11 LNatSchG
i.V.m. § 17 BNatSchG sind dabei zu beachten. In allen anderen Bereichen sind
Abgrabungen und Aufschüttungen unzulässig.

7.5.2 Herstellungsart Fußwege / Stellplatzflächen:
Die Fußwege und die Stellplatzbereiche sind aus versickerungsfähigem Material ohne
Betonunterbau herzustellen.

7.6 Naturschutzrechtlicher Ausgleich des Bauvorhabens (§15 BNatSchG)

Die vorhabenbedingten Folgen für das Landschaftsbild werden durch die im Gebiet vorgesehenen
Begrünungsmaßnahmen kompensiert. Die Beanspruchung der Bodenfläche wird außerhalb des B-
Plangeltungsbereichs ausgeglichen – einerseits durch den Zugriff auf das Restguthaben von 707m²
im Bereich der Ausgleichsfläche „Kuhholzweg“ und andererseits durch eine weitere externe
Ausgleichsmaßnahme.

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 07.06.2007. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck
im Mitteilungsblatt der Gemeinde Dänischenhagen am 17.07.2007 erfolgt.

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde am 06.05.2010 durchgeführt.

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden gemäß § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom
31.05.2010 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

4. Die Gemeindevertretung hat am 30.06.2011 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 25 mit Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 25 bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Begründung und Umweltbericht haben nach § 3 Abs. 2
BauGB in der Zeit vom 25.08.2011 bis 26.09.2011 während folgender Zeiten öffentlich ausgelegen:
Mo. + Di. 8.00 – 12.00 Uhr; Di. 14.00 – 16.00 Uhr; Do. + Fr. 8.00 – 12.00 Uhr oder zu einem Termin nach Vereinbarung außerhalb der Öffnungszeiten. Die öffentliche Auslegung
wurde mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am 16.08.2011 im
Mitteilungsblatt der Gemeinde Dänischenhagen ortsüblich bekannt gemacht.

........................., den .................... ........................... ...........................
Siegel Bürgermeister

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB am 08.08.2011 zur Abgabe einer Stellung-
nahme aufgefordert.

........................., den .................... ........................... ...........................
Siegel Bürgermeister

7. Der katastermäßige Bestand am .......... sowie die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt.

Kiel, den .................... ........................... ...........................
Siegel ÖbVI

8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am 08.12.2011 geprüft. Das Ergebnis wurde
mitgeteilt.

11. Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan Nr. 25, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) am 08.12.2011 als Satzung beschlossen und die
Begründung durch (einfachen) Beschluss gebilligt.

........................., den .................... ........................... ...........................
Siegel Bürgermeister

12. (Ausfertigung:) Der Bebauungsplan Nr. 25, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

........................., den .................... ........................... ...........................
Siegel Bürgermeister

13. Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 25 durch die Gemeindevertretung und die Stelle bei der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung auf Dauer während
der Sprechstunden von allen Interessierten eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, sind am ................ (vom ................ bis ................ durch Aus-
hang) ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens - und Formvorschriften und von Mängeln der Abwä-
gung einschließlich der sich ergebenen Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser
Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am ................ in Kraft getre-
ten.

........................., den .................... ........................... ...........................
Siegel Bürgermeister
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